
Aktenzeichen: 5 AZR 178/97
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 17. Dezember 1997

- 5 AZR 178/97 -
I. Arbeitsgericht 

Berlin
Urteil vom 22. Juli 1996 
- 19 Ca 11983/96 -

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 21. Januar 1997 
- 12 Sa 109/96 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse : 
Für das Bundesarchiv :

Nein
Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:
Zusatzvergütung für die Bedienung einer Heizungsanlage

Gesetz:
BGB §§ 133, 157; BAT § 4 Abs. 2; (Berliner) Dienstanweisung 
für Schulhausmeister vom 2. März 1973, §§ 4, 6

Leitsätze:
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5 AZR 178/97
12 Sa 109/96 Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
17. Dezember 1997

U r t e i l
Clobes,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 17. Dezember 1997 durch den Richter 
S^hliemann als Vorsitzenden, die Richter Dr. Reinecke und 
Dr. Wißmann sowie die ehrenamtlichen Richter Kahler und Kessel
für Recht erkannt:
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1. Die Revision des beklagten Landes gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 
21. Januar 1997 - 12 Sa 109/96 - wird zurück­
gewiesen.

2. Das beklagte Land hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über eine Zusatzvergütung für die Be­
dienung einer Heizungsanlage,

Der Kläger ist seit 1957 bei dem beklagten Land beschäftigt, 
seit dem 1. Dezember 1967 als Schulhausmeister an der H

-K -Oberschule im Bezirk T . Dem liegt der Ar­
beitsvertrag vom 14. November 1967 zugrunde, wonach für das Ar­
beitsverhältnis u.a. der BAT maßgebend ist. Nebenabreden sind 
nach dem Arbeitsvertrag "nur wirksam, wenn sie schriftlich ver­
einbart werden".

In das Gebäude der K -Oberschule wurde eine Ölfeuerungs-
anlage installiert. Die Anlage wird ganzjährig betrieben. In der 
Zeit vom 1. Mai bis zum 30. September eines Jahres sind nur die 
Warmwasserzubereitung und die Lüftungsanlage der Heizung zu über­
wachen. Mit Schreiben vom 29. Januar 1980 betraute das Bezirksamt 
T des beklagten Landes den Kläger mit der Bedienung der
Anlage:

"Sie werden hiermit gemäß § 6 der Dienstanweisung 
für Schulhausmeister vom 2. März 1973 (DB1.

- 3 -
mzmm

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

III/1973 Nr. 12) mit der Bedienung der Ölfeue­
rungsanlage der H -K -Oberschule
betraut. Sie erhalten ab 1.2.1980 ganzjährig den 
zusätzlichen Zeitaufwand von 13 Stunden monatlich 
vergütet und zwar pro Stunde in Höhe des auf die 
Arbeitsstunde entfallenden Teils des Monatstabel­
lenlohns der Lohngruppe III - Stufe 4 -."

Mit Schreiben vom 23. Mai 1980 übersandte das Bezirksamt 
T des beklagten Landes dem Kläger die Kopie eines behör
deninternen Schreibens vom 14. Mai 1980, aus dem hervorgeht, daß 
ihm für die Zeit vom 1. Mai bis zum 30. Septmber eines Jahres le 
diglich ein zusätzlicher Zeitaufwand von 5 Stunden monatlich zu­
steht. In diesem Schreiben heißt es:

"Auf unsere schriftliche Anfrage vom März 1980 
hat der Senator für Bäu- und Wohnungswesen VI d 
Energie 1 mit Schreiben vom 28.4.1980 mitgeteilt, 
daß ein zusätzlicher Zeitaufwand von 13 Stunden 
monatlich nicht ganzjährig zu vergüten ist. Diese 
Stellungnahme wurde nach verangegangener Rück­
sprache mit Serv Inn II B 5 abgegeben.
Im übrigen wurde bestätigt, daß für Zeiten außer­
halb der Heizperiode, also vor dem 1. Mai und 
nach dem 30. September eines Jahres, während der 
die Anlage nur für die Warmwasserbereitung be­
trieben wird, gemäß Ziffer 4 des Schreibens Sen- 
BauWohn VI d A 3 vom 30.8,1974 eine Entschädigung 
auf der Grundlage eines zusätzlichen Zeitaufwan­
des von nur 5 Stunden monatlich zu vergüten ist. 
Zu beachten ist jedoch Ziffer 5 - Anspruchszeit- 
raum - des Schreibens SenBauWohn vom 30.8.1974, 
wonach für Zeiten außerhalb der Heizperiode für 
jeden Tag, an dem die Ölfeuerungsanlage für Hei­
zungszwecke in Betrieb war, 1/30 des Monatsbetra­
ges zu zahlen ist. Mindestens wäre jedoch für den 
Betrieb der Ölfeuerungsanlage zum Zwecke der 
Warmwasserbereitung ein zusätzlicher Zeitaufwand 
von 5 Stunden monatlich zu vergüten.
Wir bitten um Kenntnisnahme und weitere Veranlas­
sung. ”

4
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

In § 6 der "Dienstanweisung für Schulhausmeister" vom 
2. März 1973 heißt es u.a.:

"Heizung
In Schulgebäuden, in denen nach der Größe oder 
Art der Heizungsanlage die Beschäftigung eines 
Heizers nicht notwendig ist, hat der Schulhaus­
meister die Heizungsanlage zu bedienen. Der für 
diese Tätigkeit benötigte zusätzliche Zeitauf­
wand, der vom Senator für Bau- und Wohnungswesen 
ermittelt wird, ist unter Zugrundelegung einer 
Stundenvergütung in Höhe des auf die Arbeitsstun­
de entfallenden Teils des Monatstabellenlohns der 
Lohngruppe III - Stufe 4 - zu entschädigen. Die 
Entschädigung wird spätestens zum 15. des Monats 
gezahlt, der auf den Monat folgt, in dem die Hei- 
zungsanlagen bedient wurden. Der monatliche Zeit­
aufwand ist vom Schulhausmeister nach dem festge­
setzten durchschnittlichen täglichen Zeitaufwand 
zusammenzustellen, vom Schulleiter als sachlich 
richtig abzuzeichnen und bis zum ... einzu­
reichen. ..."

Der Kläger erhielt seit 1980 für die Bedienung der Ölfeue­
rungsanlage während der Heizperiode (1. Oktober bis 30. April) 
eine zusätzliche monatliche Vergütung für 13 Stunden und außer­
halb der Heizperiode für 5 Stunden. Seit 1980 wurde die Heizungs­
anlage an der K -Oberschule nicht verändert. Die Art der vom 
Kläger zu erledigenden Arbeiten änderte sich ebenfalls nicht nen­
nenswert .

Mit Schreiben vom 23. Januar 1996 teilte das beklagte Land 
dem Kläger mit, daß die - im Dienstblatt des Senats von Berlin 
vom 22. Dezember 1995 veröffentlichte - Dienstanweisung für Haus­
meister durch Verwaltungsvorschrift vom 6. November 1995 geändert 
worden sei und rückwirkend ab 1. Oktober 1995 der Anspruch auf 
eine zusätzliche Stundenvergütung für die Bedienung der Ölfeue­
rungsanlage entfalle. Gleichzeitig erklärte das beklagte Land die
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Aufrechnung mit einer für Oktober 1995 entstandenen Überzahlung 
in Höhe von 228,80 DM. Durch die genannte Verwaltungsvorschrift 
war § 6 der Dienstanweisung für Schulhausmeister gestrichen und 
die Verpflichtung zum Betreiben der Heizungsanlagen in § 4 der 
Dienstanweisung - Dienstpflichten des Schulhausmeisters - aufge­
nommen worden.

Der Kläger wendet sich gegen den Wegfall der Zusatzvergü­
tung. Er hat vorgetragen: Das beklagte Land könne diese pauscha­
lierte Zahlung nach 16jähriger Gewährung nicht mehr einseitig 
einstellen. Der Zeitaufwand für die Bedienung der Ölfeuerungsan- 
lage habe sich seit 1980 nicht verringert. Diese erfordere einen 
erheblichen zusätzlichen Zeitaufwand, der über die übliche 
Dienstzeit hinaus gehe.

Der Kläger hat beantragt,

festzustellen, daß das beklagte Land verpflichtet 
ist, ihm über den 1. Oktober 1995 hinaus in der 
Zeit vom 1. Oktober bis 30, April monatlich 
13 Stunden und in dem übrigen Zeitraum des Kalen­
derjahres monatlich 5 Stunden zusätzlichen Zeit­
aufwand zu vergüten.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es 
hat vorgetragen, aufgrund der Änderung der Verwaltungsvorschrif­
ten sei der Rechtsgrund für die Zahlung der ZusatzVergütung ent­
fallen. § 6 der Dienstanweisung für Schulhausmeister gehe von 
einem zusätzlichen Zeitaufwand für die Bedienung der Heizungsan­
lage aus. Die damalige Einschätzung sei durch technische Fortent­
wicklung überholt. Der Kläger könne nur dann eine Zusatzvergütung 
beanspruchen, wenn es sich um Überstunden handele.
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Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Die Berufung 
war erfolglos. Mit der Revision verfolgt das beklagte Land seinen 
Klageabweisungsantrag weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision ist nicht begründet. Der Kläger hat auch für 
die Zeit ab 1. Oktober 1995 einen vertraglichen Anspruch auf Zah­
lung der Zusatvergütung, solange er die 1980 installierte Hei­
zungsanlage der K -Oberschule im selben Umfang wie bisher zu 
bedienen hat.

I. Das Landesarbeitsgericht hat dies wie folgt begründet: Auf 
der Basis der beiden an den Kläger gerichteten Schreiben vom 
29. Januar und 23. Mai 1980 sei ein Vertrag über die Vergütung 
eines zusätzlichen Zeitaufwandes zustande gekommen. Zwar spreche 
alles dafür, daß dem Kläger als Schulhausmeister auch die Betreu­
ung der Heizanlage im Wege des Direktionsrechts, also einseitig 
habe übertragen werden können. Dies schließe aber nicht aus, daß 
dem gesamten Vorgang (Bedienung der Heizanlage gegen Zahlung 
einer Vergütung für einen pauschalierten zusätzlichen Zeitauf­
wand) der Charakter einer vertraglichen Zusatzabrede zuzuschrei­
ben sei. Es komme letztlich allein darauf an, ob dem Kläger die 
Zahlung einer zusätzlichen Vergütung mit konstitutiver Wirkung 
zugesagt worden sei. Deshalb sei unerheblich, ob diese zusätzli-
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che Vergütung an einen pauschalierten oder gar fingierten zusätz­
lichen Zeitaufwand anknüpfe. Der Kläger habe auf der Basis der 
beiden genannten Schreiben auf den Fortbestand dieser zusätzli­
chen Vergütung vertrauen dürfen. Sie seien als Willenserklärung 
des beklagten Landes anzusehen, die vom Kläger dadurch angenommen 
worden sei, daß er die Heizungsanlage betreue oder - wenn er dazu 
ohnehin verpflichtet gewesen sei - daß er der Zusage einer zu­
sätzlichen Vergütung nicht widersprochen habe. Dieses Vertrauen 
habe sich durch mehr als 15jährige Praxis stets aufs neue aktua­
lisiert und verfestigt.

Das beklagte Land könne nicht durch einseitig im Wege von 
Verwaltungsverordnungen erlassene Dienstanweisungen bzw. deren 
Änderung in vertragliche Rechte von Arbeitnehmern eingreifen.
Eine automatische Veränderung der vertraglichen Rechte des Klä­
gers komme dann in Betracht, wenn die zwischen den Parteien be­
stehende Vereinbarung dahin auszulegen sei, daß sie im Kern le­
diglich eine Bezugnahme auf die jeweilige Dienstanweisung für 
Hausmeister enthalte. Das sei jedoch nicht der Fall. Zwar enthal­
te das Schreiben des beklagten Landes vom 29. Januar 1980 einen 
ausdrücklichen Hinweis auf § 6 der Dienstanweisung für Schulhaus­
meister vom 2. März 1973. Jedoch lasse dieses Schreiben nicht er­
kennen, daß § 6 dieser Dienstanweisung nur "in ihrer jeweiligen 
Fassung" gelten solle. Eine solche einseitige Eingriffsbefugnis 
müsse jedenfalls beim Abschluß des Vertrages so deutlich artiku­
liert werden, daß der Arbeitnehmer mit solchen Eingriffen von 
vornherein rechnen müsse und sich deshalb ein Vertrauen in den 
Fortbestand der ihm zugesagten Leistungen gar nicht entwickeln

-  8 -
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könne. Angesichts dessen komme dem Hinweis auf § 6 der Dienstan­
weisung für Schulhausmeister im Schreiben vom 29. Januar 1980 le­
diglich deklatorische Wirkung zu.

Die einheitliche vertragliche Abrede stehe auch nicht unter 
dem Vorbehalt, daß das beklagte Land die zusätzliche Vergütung 
nicht mehr schulde, wenn es bei einer typisierenden Betrachtung 
zu dem Ergebnis komme, dem Schulhausmeister entstehe gar kein zu­
sätzlicher Zeitaufwand mehr. Das Schreiben des beklagten Landes 
von 1980 enthalte keinen entsprechenden Vorbehalt.

Die getroffene Vereinbarung verstoße auch nicht gegen das 
Schriftformgebot in § 4 Abs. 2 BAT, da es sich nicht um eine "Ne­
benabrede" im Sinne dieser Tarifnorm handele. Denn es gehe in der 
Vereinbarung um die Regelung der Arbeitsleistung und der Vergü­
tung und damit um die arbeitsvertraglichen Hauptpflichten.

II. Die dagegen gerichteten Angriffe der Revision haben keinen 
Erfolg.

1. Bei den vom Landesarbeitsgericht gewürdigten Absprachen der 
Parteien handelt es sich um die Auslegung von Erklärungen nicht­
typischer Art. Die Auslegung nichttypischer Willenserklärungen 
ist nach ständiger Rechtsprechung in der Revisionsinstanz nur 
daraufhin überprüfbar, ob sie gegen allgemein anerkannte Ausle­
gungsregeln, Denkgesetze und Erfahrungssätze verstößt oder we­
sentliche Umstände unberücksichtigt läßt und ob sie rechtlich 
möglich ist. Diese Grundsätze gelten auch hinsichtlich der Frage,
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ob ein Verhalten oder eine Äußerung überhaupt als Willenserklä­
rung gemeint war, und ob durch übereinstimmende Erklärung ein 
Vertrag zustande gekommen ist (BAGE 76, 155, 181 = AP Nr. 18 zu 
§ 611 BGB Ausbildungsbeihilfe, zu B II der Gründe).

2. Derartige Fehler sind dem Landesarbeitsgericht nicht unter­
laufen. Dessen Auslegung ist revisionsrechtlich nicht zu bean­
standen. Danach liegt in den beiden an den Kläger gerichteten 
Schreiben vom 29. Januar und 23. Mai 1980 das Vertragsangebot, 
daß der Kläger für die Betreuung der Heizanlage eine Zusatzvergü­
tung erhalten sollte. Die Annahme des Vertrages brauchte nicht 
erklärt zu werden, da das beklagte Land auf die Erklärung ver­
zichtet hatte (§ 151 BGB). Auf das Urteil der Neunten Kammer des 
Landesarbeitsgerichts Berlin vom 2. Dezember 1996 (- 9 Sa 
96/96 -) kann sich die Revision nicht stützen, da es dort an ent­
sprechenden Erklärungen des beklagten Landes fehlte.

Entgegen der Auffassung der Revision folgt aus der Erwähnung 
von § 6 der Dienstanweisung für Schulhausmeister in dem Schreiben 
vom 29. Januar 1980 nicht, daß damit nur auf die bestehende 
Rechtslage hingewiesen werden sollte. Das ergibt sich schon dar­
aus, daß das Schreiben vom 29. Januar 1980 mit § 6 der Dienstan­
weisung für Schulhausmeister nicht in allen Punkten überein­
stimmt. In der Dienstanweisung ist davon die Rede, daß der monat­
liche Zeitaufwand vom Schulhausmeister nach dem festgesetzten 
durchschnittlichen täglichen Zeitaufwand zusammenzustellen und 
vom Schulleiter als sachlich richtig abzuzeichnen ist. Demgegen­
über sollte der Kläger nach den Schreiben vom 29. Januar 1980 und

-  10 -
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vom 23. Mai 1980 unabhängig davon während der Heizperiode pau­
schal 13 Stunden und außerhalb derselben pauschal 5 Stunden mo­
natlich vergütet erhalten.

Die Schreiben des beklagten Landes sind auch nicht dahin 
auszulegen, daß eine Zusatzvergütung nur insoweit und nur solange 
geschuldet wird, als die Dienstanweisung für Schulhausmeister und 
etwaige Schreiben des Senators für Bau- und Wohnungswesen dies 
vorsehen. Eine solche Bestimmung würde im vorliegenden Falle die­
selbe Wirkung haben wie ein Widerrufsvorbehalt, der ebenfalls 
nicht vereinbart wurde. Da es sich dabei um eine den Arbeitnehmer 
besonders belastende Bestimmung handelt, muß diese klar und un­
mißverständlich vereinbart werden. Daran fehlt es hier.

3. Die Vereinbarung der Parteien ist auch nicht wegen Nichtein­
haltung der tariflichen und einzelvertraglichen Schriftform un­
wirksam. Nach § 4 Abs. 2 BAT sind Nebenabreden nur wirksam, wenn 
sie schriftlich vereinbart werden. Nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts (vgl. Urteil vom 7. Mai 1986 - 4 AZR 
556/83 - BAGE 52, 33 = AP Nr. 12 zu § 4 BAT) sind formlos gültig 
Vereinbarungen über den Kern des Arbeitsverhältnisses, d.h. die 
beiderseitigen Hauptrechte und Hauptpflichten aus dem Arbeitsver­
trag nach § 611 BGB, also insbesondere Fragen der Arbeitsleistung 
und des Arbeitsentgelts. Demgegenüber gilt für Gegenstände, die 
nicht dazu gehören, die Formvorschrift des § 4 Abs. 2 BAT. Die 
vertragliche Schriftformklausel besagt nichts anderes.

Um eine solche Vereinbarung handelt es sich entgegen der 
Auffassung der Neunten Kammer des Landesarbeitsgerichts (Urteil
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vom 2. Dezember 1996 - 9 Sa 96/96 -) nicht. Denn es geht um eine 
Vergütung für zusätzlichen Zeitaufwand. Daß dieser Aufwand nicht 
exakt für jeden Einzelfall, sondern generalisierend ermittelt 
wurde, ändert daran nichts. Die Revision meint, bei der dem Klä­
ger gewährten Zusatzleistung handele es sich dann um eine "außer­
tarifliche" Zulage, wenn im Falle des Klägers die Voraussetzungen 
für die Gewährung einer Entschädigung gern. § 6 der Dienstanwei­
sung gar nicht Vorgelegen hätten, weil er schon damals keinen zu­
sätzlichen Zeitaufwand für die Bedienung der Heizungsanlage ge­
habt hätte. Das hat indessen das beklagte Land nicht, dargetan. Es 
ist vielmehr bei der Streichung des § 6 der Dienstanweisung für 
Schulhausmeister davon ausgegangen, daß für die Bedienung von 
Heizungsanlagen allgemein kein zusätzlicher Zeitaufwand erforder­
lich sei. Das reicht aber gegehüber der dem Kläger persönlich er­
teilten Zusage und angesichts des Umstandes, daß sich dessen Ar­
beitsbedingungen nicht wesentlich geändert haben, nicht aus.
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